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Antrag 

der Abgeordneten Michaele Hustedt, Dr. Jürgen Rochlitz, Franziska Eichstädt- 
Bohiig, Albert Schmidt (Hitzhofen), Ulrike Höfken, Helmut Wilhelm (Amberg), 
Egbert Nitsch (Rendsburg), Halo Saibold, Marina Steindor, Wolfgang Schmitt 
(Langenfeld), Werner Schulz (Berlin), Dr. Uschi Eid und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 


Erstellung eines nationalen Umweltplans 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Die von der Bundesregierung auf der Konferenz der VN für 
Umwelt und Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro unterschrie- 
bene Agenda 2 1 betont in der Präambel: „ Die erfolgreiche Um- 
setzung ist in erster Linie Aufgabe der Regierungen. Eine ent- 
scheidende Voraussetzung dafür sind politische Konzepte, 
Pläne, Leitsätze und Prozesse auf nationaler Ebene. " Das Bun- 
desministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit selbst schreibt in seinem Vorwort zur Übersetzung der 
Agenda 21: „Es ist wichtig, daß möglichst viele Industrie- und 
Entwicklungsländer nationale Aktionspläne zur Umsetzung 
der UNCED-Ergebnisse erstellen“. 

Wenn die Bundesregierung ihre Unterschrift in Rio und das Ziel 
einer Politik für eine umweltverträgliche, nachhaltigen Ent- 
wicklung ernst nimmt, sollte sie das Verfahren zur Erstellung 
eines nationalen Umweltplans einleiten. Nur mit der Formu- 
lierung von konkreten quantitativen Zielen, Zeitrahmen, Maß- 
nahmen und umweltpolitischen Instrumenten, kann die Bun- 
desregierung dazu beitragen, daß der immer mehr zur 
Beliebigkeit geratende Begriff „umweltverträgliche, nachhal- 
tige Entwicklung" endlich Konkretheit, Verbindlichkeit und 
Umsetzung erfährt. Ein nationaler Umweltplan im Sinne einer 
umweltverträglichen, nachhaltigen Entwicklung und der 
Agenda 21 erfordert die Abstimmung mit den verschiedenen 
Ressorts und den gesellschaftlichen Gruppen - bei Berück- 
sichtigung der sozialen und ökonomischen Aspekte. Ein na- 
tionaler Umweltplan stellt aber nur einen Schritt auf dem Wege 
der umweltverträglichen, nachhaltigen Entwicklung im Sinne 
der Vereinbarungen von Rio dar. Ein weiterer Schritt muß mit 
der Konzeption einer sinnvollen Entwicklungspolitik gegan- 
gen werden. 
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2. Inzwischen haben etwa zwei Drittel der Industrieländer und 
eine große Anzahl von Entwicklungs- und Schwellenländern 
einen nationalen Umweltplan oder eine Nachhaltigkeitsstra- 
tegie verfaßt. In über 60 Ländern wurden Umweltpläne erstellt. 
Einige Länder wie z. B. Großbritannien haben eher allgemei- 
ne Nachhaltigkeitsstrategien verfaßt. Andere Länder wie die 
Niederlande, Dänemark, Portugal und Südkorea haben bereits 
nationale Umweltpläne mit konkreten quantitativen Zielen 
und Zeitrahmen aufgestellt.. 

Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit, Dr. Angela Merkel, hat zwar Mitte 1996 mit ihrem Papier 
„Schritte zu einer nachhaltigen, umweltgerechten Entwick- 
lung: Umweltziele und Handlungsschwerpunkte in Deutsch- 
land" einen gesellschaftlichen Diskussionsprozeß initiiert. 
„Auf der Grundlage dieses Papiers soll im Dialog mit den be- 
troffenen gesellschaftlichen Gruppen ausgelotet werden, in- 
wieweit ein gesellschaftlicher Grundkonsens über die mittel- 
fristig prioritären Handlungsfelder sowie die erforderlichen 
Maßnahmen erreicht werden kann." Aber „an einen umfas- 
senden, detaillierten Umweltplan mit fest bezifferten Ziel- 
größen und Zeiträumen ist nicht gedacht" (Antwort zu Frage 
58 in Drucksache 13/6197 vom 22. November 1996). Diese Aus- 
sage läßt befürchten, daß als Ergebnis dieser Diskussion nur 
überwiegend allgemeine Willensbekundungen zu erwarten 
sind. 

3. Die verfügbaren Umweltressourcen wie auch die Aufnahme- 
kapazitäten sind begrenzt, und die noch verbleibenden Kapa- 
zitäten werden immer geringer. Trotz anerkannter Einzelerfol- 
ge in Bereichen wie der Luft- und Wasserreinhaltung nehmen 
die Umweltbelastungen in elementaren Bereichen immer be- 
drohlichere Ausmaße an. Die Klimaveränderung, die Abnah- 
me des Ozons in der Stratosphäre, der Rückgang der Arten- 
vielfalt und auch das bisher viel zu wenig beachtete Problem 
der Bodendegradation sowie die Belastung von Grundwasser 
stellen weitgehend irreversible Schäden dar. Diese Schäden 
werden in allen Ländern verheerende Folgen haben durch zu- 
nehmende Überschwemmungen, Vernichtung von Agrarland, 
Veränderungen der Vegetation, mehr Hungersnöte und die 
Ausbreitung von Krankheiten wie Malaria und Cholera. In wei- 
teren Umweltproblemfeldern - wie Luftverunreinigungen 
durch bodennahes Ozon und Dieselrußpartikel, die Belastung 
von Oberflächengewässern und Meeren mit Nährstoffen, der 
Verbrauch an nicht erneuerbaren Ressourcen - ist ebenfalls 
dringender Handlungsbedarf vorhanden. Die Bundesregie- 
rung muß verstärkte Anstrengungen unternehmen, ihrer Ver- 
antwortung für die heutige wie auch für die nachfolgenden Ge- 
nerationen gerecht zu werden. Sie muß damit einer ihrer 
zentralen Zukunftsaufgaben, der Sicherung der Lebensbedin- 
gungen und damit der Sicherung der Umwelt, nachkommen. 

Die Bundesregierung formuliert in ihrer Unterrichtung „Um- 
welt 1994 - Politik für eine nachhaltige, umweit gerechte Ent- 
wicklung", daß sie ihre umweltpolitischen Strategien an den 


2 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7884 


Leitbildern der Bewahrung der Schöpfung, der sozialen Markt- 
wirtschaft in ökologischer Verantwortung, der nachhaltigen 
Entwicklung und der gemeinsamen Verantwortung ausrichtet. 
Das Leitbild einer umweltverträglichen, nachhaltigen Entwick- 
lung wird in der Rio-Deklaration definiert: „Das Recht auf Ent- 
wicklung muß so erfüllt werden, daß den Entwicklungs- und 
Umweltbedürfnissen heutiger und zukünftiger Generationen in 
gerechter Weise entsprochen wird." Die Enquete-Kommission 
des 12. Deutschen Bundestages „ Schutz des Menschen und der 
Umwelt" hat die nachfolgend etwas verkürzt dargestellten 
grundlegenden Regeln formuliert, die einer ersten Orientierung 
im Umgang mit Stoffen, zum Erhalt des natürlichen Kapitals und 
der Sicherung der Umweltfunktionen dienen. Danach soll 1. die 
Abbaurate erneuerbarer Ressourcen ihre Regenerationsrate 
nicht überschreiten. 2 . Nicht-erneuerbare Ressourcen sollen nur 
in dem Umfang genutzt werden, in dem ein physisch und funk- 
tionell gleichwertiger Ersatz in Form erneuerbarer Ressourcen 
oder höherer Produktivität der erneuerbaren sowie der nicht- 
erneuerbaren Ressourcen geschaffen wird. 3. Stoffeinträge in 
die Umwelt sollen sich an der Belastbarkeit der Umweltmedi- 
en orientieren. 4 . Das Zeitmaß anthropogener Einträge bzw. Ein- 
griffe in die Umwelt muß im Verhältnis zum Zeitmaß der natür- 
lichen Prozesse in der Umwelt stehen. 

Aus der Anerkennung des Leitbildes der umweltverträglichen, 
nachhaltigen Entwicklung, läßt sich die Notwendigkeit einer 
massiven Reduzierung von Ressourcenverbrauch und Um- 
weltbelastungen sowie einer konsequenten Vorsorgepolitik 
ableiten. 

4. Erforderlich sind vor allem auch naturwissenschaftlich be- 
gründete Ziele für die bisher nicht gelösten und globalen Um- 
weltprobleme. In Bereichen wie der Luftverschmutzung und 
Gewässerbelastung mit direkt wahrnehmbaren Auswirkungen 
wurden in der Vergangenheit bereits Teilerfolge erzielt (z.B. 
bei der Reduzierung von S0 2 - und Staubemissionen). Andere 
Umweltprobleme wie Flächenverbrauch, Boden- und Grund- 
wasserbelastungen wurden bisher nur unzureichend oder gar 
nicht gelöst. Bei diesen Umweltproblemen handelt es sich um 
schleichende, sich akkumulierende Belastungen, die für die 
Menschen nicht direkt wahrnehmbar und somit als Problem 
nur schwer vermittelbar sind. Die globalen Probleme sind sehr 
abstrakt und die Warnung vor einer ökologischen Katastrophe 
erscheint deshalb vielen als übertrieben, da mit den eigenen 
Sinnesorganen und Denkhorizonten die Probleme „im hierund 
heute" kaum faßbar sind. Die weitgehenden Schäden für un- 
ser Ökosystem treten z. T. um Jahrzehnte zeitlich verzögert als 
Folge menschlichen Handelns auf. Die Verursacher und dieje- 
nigen, die die Folgen tragen müssen, gehören verschiedenen 
Generationen und häufig auch verschiedenen Kontinenten an. 
Die Folgen können nur simuliert werden. Eine 100%ige Si- 
cherheit, daß es so und nicht anders kommt, gibt es nicht. Die 
Veranschaulichung dieser komplexeren Umweltprobleme muß 
durch die Wissenschaft geleistet werden. Damit steht die Wis- 
senschaft vor einer großen Verantwortung. Aber auch das Ver- 
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hältnis von Wissenschaft und Gesellschaft muß sich ändern. 
Die Wissenschaft muß zur warnenden Instanz werden, die die 
Probleme beschreibt, die die Gesellschaft lösen muß. Die Er- 
stellung eines nationalen Umweltplans ist auch ein wichtiges 
Instrument, um der individuellen und gesellschaftlichen Ver- 
drängung entgegenzuwirken. 

5 . Ein nationaler Umweltplan stellt einen neuen modernen Typus 
von Planung dar, der im Gegensatz zu Plänen ehemaliger Plan- 
wirtschaften, aber auch anders als ein Haushaltsplan, Ergeb- 
nis eines konsensualen Prozesses sein soll. Mit diesem Instru- 
ment besteht die Möglichkeit, alle gesellschaftlichen Gruppen 
an der Umweltpolitik und vor allem die Verursacher von Um- 
weltproblemen bei der Lösung zu beteiligen. Umweltpolitik ist 
damit nicht länger nur Aufgabe von Umweltressorts, Umwelt- 
parteien oder Umweltverbänden, sondern Aufgabe der ge- 
samten Gesellschaft. Eine konsensuale Zielbildung auf einer 
breiten gesellschaftlichen Basis kann somit auch zu einer Ent- 
lastung staatlicher Politik beitragen, da die Umsetzung auf die 
nichtstaatlichen Akteure übertragen werden kann. Der Staat 
übernimmt dann noch die flankierenden Maßnahmen und die 
Kontrollfunktion. 

Die Erstellung eines nationalen Umweltplans stellt zudem eine 
geeignete Maßnahme dar, um die Integration des Themas Um- 
weltschutz in alle Politikbereiche voranzubringen, da er die 
verschiedenen Ressorts zwingt, sich verbindlich mit dem 
Thema auseinanderzusetzen. Schließlich fordern auch die 
Agenda 21 und das 5. Umweltaktionsprogramm der EG die 
Ressortintegration zur Förderung einer Politik der umweltver- 
träglichen, nachhaltigen Entwicklung. 

6. Innovative Umweltpolitik und nationale Umweltpläne können 
zunehmend auch Motor für eine Modernisierung werden. Mit 
der Entwicklung umweltfreundlicher Technologien und Pro- 
dukte können neue Märkte erobert werden. „Vorhandene 
nationale Umweltpläne bzw. Nachhaltigkeitsstrategien in hoch- 
entwickelten Ländern dürften die Nachfrage- und Angebots- 
struktur des Weltmarkts zunehmend beeinflussen. Diese po- 
tentielle Rolle des Umweltschutzes als Modernisierungsmotor 
von Volkswirtschaften kann den Verzicht auf eigene Maßnah- 
men problematisch machen" (Jänicke et. al. Studie über die Er- 
stellung eines nationalen Umweltplans, 1996). Länder wie z. B. 
die Niederlande, Schweiz, USA, Japan und Südkorea setzen 
ihre Umweltpläne und Nachhaltigkeitsstrategien direkt als Mo- 
dernisierungs- und Innovationsinstrument ein. Das heißt, sie 
verfolgen mit ihnen auch wirtschafts- und technologiepolitische 
Ziele, die die Wettbewerbsbedingungen des eigenen Landes 
verbessern sollen. Kostengünstige Effizienzsteigerungen bei 
Energie- und Materialeinsatz steigern die Wettbewerbsfähig- 
keit und sind dennoch ein Beitrag zur Nachhaltigkeit. 

Ein nationaler Umweltplan ist ein geeignetes Modernisie- 
rungsinstrument für den sozial-ökologischen Umbau. Eine 
Abstufung von kurz-, mittel- und langfristigen Umweltzielset- 
zungen und Umweltstrategien vermeidet unerwünschte Brüche 
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im erforderlichen Strukturwandel. Verwaltungen und Behör- 
den erhalten eindeutige Aussagen zu Umweltzielen mit Prio- 
ritäten zur Orientierung bei Entscheidungen und Maßnahmen. 
Ebenso benötigen auch Konsumentinnen und Konsumenten 
klare Hinweise für eine Veränderung ihres Kauf- und Freizeit- 
verhaltens. Und der Wirtschaft dienen klare Umweltziele mit 
Zeitrahmen und Prioritäten als Richtungssicherheit. Inzwi- 
schen fordern innovative Unternehmen selbst die Vorgaben 
von Umweltzielrichtungen von der Bundesregierung. Mit 
einer kalkulierbaren und verbindlichen Umweltstrategie wer- 
den den Unternehmen die erforderlichen Forschungs- und In- 
novationsanreize sowie Investitionssicherheiten gegeben. In- 
formations- und Kommunikationsprozesse im Rahmen des 
Dialogprozesses zum nationalen Umweltplan sind auch für In- 
novationsprozesse nutzbar. 

7. Die Erstellung eines nationalen Umweltplans mit der Umset- 
zung und Kontrolle ist ein langwieriger und andauernder Pro- 
zeß auf dem Weg zu einer nachhaltigen Wirtschafts- und Kon- 
sumweise. Selbstverständlich sollte mit der Umsetzung von 
Maßnahmen, die schon heute als Notwendigkeit anerkannt 
sind, wie z.B. eine ökologische Steuerreform, der Einstieg in 
das Solarzeitalter, ein Klimaschutzprogramm, die Förderung 
der Schiene und eine naturverträgliche Landwirtschaft, nicht 
gewartet werden, bis der nationale Umweltplan erarbeitet ist. 
Der Prozeß der Erarbeitung eines nationalen Umweltplans darf 
nicht als Argument für den Verzicht auf schnellstmögliches 
Handeln benutzt werden, sondern muß mit den Sofortmaß- 
nahmen verzahnt werden. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

Den Prozeß zur Erstellung eines nationalen Umweltplans mit kon- 
kreten Ziel- und Zeitvorgaben, Maßnahmen und um weltpolitischen 
sowie ökonomischen Instrumenten entsprechend der nachfolgend 
aufgeführten Vorgehensweise einzuleiten. Die Bundesregierung 
berichtet jährlich dem Deutschen Bundestag über den Verlauf und 
die Ergebnisse. 

Die Bundesregierung sollte dabei die Empfehlungen und Arbeits- 
ergebnisse der Enquete-Kommissionen des 12. und 13. Deutschen 
Bundestages „Schutz des Menschen und der Umwelt" berück- 
sichtigen. Insbesondere die im Auftrag der Enquete-Kommission 
des 13. Deutschen Bundestages erstellte „Studie über die Erstel- 
lung eines nationalen Umweltplans" (Jänicke et. al. 1996) soll als 
Grundlage für das Vorgehen herangezogen werden. 


A. Informationskampagne für eine um weit verträgliche, nachhal- 
tige Entwicklung 

Die Bundesregierung startet eine Kampagne zur Unterrichtung und 
Aufklärung über die Konferenz in Rio 1992 sowie über die Nach- 
folgekonferenzen der Vereinten Nationen. Dabei sind u. a. die In- 
halte der Rio-Deklaration sowie Ziele und Maßnahmen der Agen- 
da 21 zu erläutern. Schließlich ist über das Vorhaben eines 


5 



Drucksache 13/7884 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


nationalen Umweltplans und seine Auswirkungen aufzuklären. 
Dazu gehören neben Broschüren und öffentlichen Veranstaltungen 
auch die Einbindung des Themas der umweltverträglichen, nach- 
haltigen Entwicklung in die Aus-, Weiter- und Berufsbildung an 
Schulen, Fortbildungseinrichtungen und Hochschulen. Die Bun- 
desregierung sucht Vereinbarungen mit den Bundesländern, damit 
die Thematik Eingang findet in die Lehrpläne der Schulen sowie in 
die Studieninhalte von Hochschulen und Fortbildungsinstitutionen. 


B. Organisation und Zuständigkeiten 

Die Bundesregierung organisiert eine Zusammenarbeit sämtlicher 
relevanter Ressorts sowie die Einbindung der außerparlamentari- 
schen Akteure in einen Entscheidungsprozeß, der eher durch 
„Runde Tische" als durch konventionelle parlamentarische Arbeit 
gekennzeichnet sein soll. Hierzu sind folgende Institutionen zu 
schaffen: 

1 . Ein Plenum mit Vertretern aus dem Deutschen Bundestag, den 
Ressorts, Bundesländern, Kommunen, der EU, gesellschaftli- 
chen Gruppen und Verbänden sowie aus Wissenschaft berät 
Vorgehensweise und Elemente des nationalen Umweltplans. 
Dieses Plenum legt dem Deutschen Bundestag als Ergebnis der 
Beratungen eine Beschlußvorlage für einen nationalen Um- 
weltplan vor. 

2. Arbeitskreise des Plenums erarbeiten die fachgebietsorien- 
tierten Umweltziele, Instrumente und Maßnahmenvorschläge. 

3. Eine Planungsgruppe übernimmt - unter Federführung des 
Bundeskanzleramtes - Planung, Koordination und Abwicklung 
des Prozesses zur Erstellung des nationalen Umweltplans. Sie 
sorgt für einen zügigen Ablauf des gesamten Prozesses ein- 
schließlich der Vorarbeiten. Die Planungsgruppe unterstützt 
die Plenumsarbeit, soweit erforderlich auch mit professionel- 
ler Unterstützung. Die Mitglieder kommen anteilig aus Mini- 
sterien, Deutschem Bundestag und Wissenschaft. 

Bei Bedarf werden die unterschiedlichen Ressortinteressen in 
einer interministeriellen Arbeitsgruppe abgestimmt. 

C. Schritte zur Erstellung des nationalen Umweltplans 

1. Die Ausgangslage - Ist- Analyse und Prognose - für einen na- 
tionalen Umweltplan wird für sämtliche Umweltbereiche durch 
das Umweltbundesamt, den Sachverständigenrat für Umwelt- 
fragen und den Beirat für globale Umweltveränderungen un- 
ter Hinzuziehung weiteren wissenschaftlichen Sachverstands 
für die Umweltmedien beschrieben. 

2. Eine umfassende Übersicht über Umweltziele und Maßnah- 
men im Rahmen von bestehenden nationalen und internatio- 
nalen Vereinbarungen und Gesetzen ist zusammenzustellen. 

a) In einem Soll-Ist-Vergleich wird ermittelt, wie wirksam im 
nationalen Rahmen die Umweltziele erreicht wurden und 
welche Erfolgsbedingungen bzw. Hemmnisse vorliegen. 
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b) In einem internationalen Soll-Ist-Vergleich werden Bei- 
spiele für wirksame Instrumente zur Erreichung von Um- 
weltzielen ermittelt. 

3. Auf der Basis dieser Ergebnisse legt die Bundesregierung ei- 
nen ersten Entwurf für einen nationalen Umweltplan vor. Die- 
ser Entwurf enthält konkrete Umweltziele und -qualitätsziele 
für alle Umweltmedien, beschreibt über konkrete Umwelt- 
handlungsziele und ökologische wie auch ökonomische In- 
strumente die notwendigen Maßnahmen und Zeitrahmen. 

4. Dieser Entwurf ist die Grundlage für den nachfolgenden Dis- 
kussions- und Abstimmungsprozeß vorrangig im Plenum, aber 
auch darüber hinaus in der Gesellschaft. 

Bei der Abstimmung ist eine Differenzierung nach europäi- 
schen, nationalen und subnationalen Zielen, Maßnahmen und 
Instrumenten erforderlich, um die Kompatibilität zu gewähr- 
leisten. Der Prozeß der Erstellung eines nationalen Umwelt- 
plans auf der Bundesebene sollte von Beginn an die mögliche 
Erstellung von Umweltplänen durch die einzelnen Bundeslän- 
der, wie auch die Erarbeitung von Aktionsplänen im Sinne der 
Agenda 21 auf lokaler Ebene berücksichtigen. Beide Aktivitä- 
ten sollten durch die Bundesregierung gefördert werden. 

Ergebnisse und Zwischenergebnisse des gesamten Planerstel- 
lungsprozesses einschließlich der Vorarbeiten werden regel- 
mäßig in öffentlichen Anhörungen zur Diskussion gestellt. 

D, Inhalte eines nationalen Umweltplans 

Die prioritären Umweltprobleme sowie ihre Ursachen sind in der 

Ausgangslage zum nationalen Umweltplan beschrieben worden. 

Ausgehend von den naturwissenschaftlichen Fakten werden Zie- 
le mit quantitativen Aussagen zu Wirkungsverminderung und 

Zeitablauf sowie Maßnahmen und Instrumente zu 

• Klimaveränderung, 

• Zerstörung des stratosphärischen Ozons, 

• troposphärische Ozonbelastung, 

• Versauerung und Degradation der Böden, 

• Eutrophierung von Böden und Gewässer, 

• Schadstoffeinträge in Böden und Gewässer, 

• Flächenverbrauch, 

• Bodenerosion und -Verdichtung, 

• Zerstörung der Arten Vielfalt, 

• Waldsterben, 

• Verbrauch nicht erneuerbarer Ressourcen, 

• menschliche Gesundheitsbeeinträchtigungen durch Lärm und 
Schadstoffe, 
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• ungesunde Nahrungsmittel, 

• Risiken für nachfolgende Generationen, 
formuliert. 

Den Umweltproblemen und Schadstoffen sind die jeweiligen Ver- 
ursacherbereiche bzw. Sektoren zuzuordnen (Verkehr, Energie, 
Landwirtschaft, Industrie ...). Weiter sind auf der Grundlage 
zunächst allgemein aufzustellender Umweltziele (z. B. Klimastabi- 
lität, Gesundheit des Menschen) differenzierte Umweltqualitäts- 
ziele für die einzelnen Schutzziele zu formulieren (z. B. für das Kli- 
maschutzziel: Stabilisierung der Treibhauskonzentration auf 
einem bestimmten Niveau und Begrenzung der Temperaturzu- 
nahme). Ferner sind konkrete, qualitative, aber auch quantitative 
und überprüfbare Umwelthandlungsziele (wie das bereits formu- 
lierte C0 2 -Reduzierungsziel um 25 % bis 2005) festzulegen, die 
der Erreichung des Umweltqualitätsziels dienen. Weiter müssen 
diese Umwelthandlungsziele auch für die Verursacherbereiche 
bzw. Sektoren bestimmt werden, damit diese entsprechende Maß- 
nahmen ergreifen können. Schließlich sind Maßnahmen für die 
Umsetzung der Ziele vorzustellen und umweltpolitische sowie öko- 
nomische Instrumente festzulegen. > 

Bei der Formulierung von Zielen, Maßnahmenvorschlägen und 
umweltpolitischen Instrumenten sind Prioritäten für die Umset- 
zung festzulegen. Ziele, Maßnahmen und Instrumente sollten 
kurz-, mittel- und langfristig angelegt werden. 

Wichtig ist bei der Zielsetzung, daß der Umweltplan mehr ist als 
herkömmliche Umweltpolitik, die sich hauptsächlich auf Emissi- 
ons- und Immissionsminderungsziele beschränkt. Es ist der vor- 
sorgende Ansatz zum Erhalt unserer Lebensgrundlage stärker zu 
berücksichtigen. Das heißt, es sind auch Ziele und Maßnahmen zu 
formulieren, die an der Reduzierung des Ressourcenverbrauchs 
ansetzen wie z. B. Erhöhung der Naturschutzfläche, Erhöhung des 
Anteils an erneuerbaren Energien, Erhöhung des Mehrweganteils 
und Produktlebensdauer. 

Zusätzlich zu den einzelnen Umweltproblemen sind im nationalen 
Umweltplan auch Querschnittsfragen mit Maßnahmen in den Um- 
weltplan aufzunehmen: 

• Bildung, Weiterbildung und Erziehung 

• Konsum- und Freizeitverhalten 

• Produktion, Produktdesign/-verantwortung und Handel 

• Innovationspolitik, Forschung und Technologien 

• Umsetzung in den Kommunen 

• Partizipation (Bürger, Nicht-Regierungsorganisationen, Ge- 
werkschaften . . .) 

• Chancengleichheit 

• Internationale Verantwortung 
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E. Monitoring und Fortschreibung des nationalen Umweltplans 

Ein nationaler Umweltplan mit Zielen, Maßnahmen und Instru- 
menten muß zwar verbindlich sein, aber dennoch handelt es sich 
hier um einen dynamischen Prozeß, der neben der Erstellung und 
Festlegung des Plans auch die Komponenten Implementierung, 
Kontrolle und Evaluierung sowie Revisionen einschließt. 

Zur Kontrolle der Umsetzung der im Plan festgeschriebenen Zie- 
le und zur Kontrolle über die Fortschreibung des Prozesses ein- 
schließlich Auswertung von Erfolgen und Mißerfolgen sind ent- 
sprechende Mechanismen festzusetzen. So sind zum einen 
Berichtspflichten für die einzelnen Ministerien festzuschreiben, 
zum anderen soll ein umfassender Bericht die Umsetzungsergeb- 
nisse alle zwei Jahre darstellen und auswerten. Anschließend ist 
eine Revision vorzunehmen. 


F. Parlamentarische Beschlußfassung 

Nach Erstellung des nationalen Umweltplans ist ein parlamenta- 
rischer Beschluß herbeizuführen, der durch diese institutionelle 
Verankerung die langfristige Verbindlichkeit und Umsetzung des 
nationalen Umweltplans gewährleistet. 


G. Finanzierung 

Für den Prozeß der Erstellung des nationalen Umweltplans sind 
die erforderlichen finanziellen Mittel für eine angemessene Infra- 
struktur zur Planung, Koordination und Organisation sowie für 
Gutachten, Veranstaltungen, professionelle Moderation und Kon- 
fliktmanagement bereitzustellen. 


Bonn, den 10. Juni 1997 

Michaele Hustedt 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Franziska Eichstädt-Bohlig 
Albert Schmidt (Hitzhofen) 

Ulrike Höfken 

Helmut Wilhelm (Amberg) 

Egbert Nitsch (Rendsburg) 

Halo Saibold 

Marina Steindor 

Wolfgang Schmitt (Langenfeld) 

Werner Schulz (Berlin) 

Dr. Uschi Eid 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Schon die Enquete-Kommission des 12. Deutschen Bundestages 
„ Schutz des Menschen und der Umwelt" hat die Formulierung von 
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nationalen Umweltzielen mit Zeithorizonten für die prioritären 
Umweltproblembereiche als vorrangige Aufgabe des Staates emp- 
fohlen wie sie beispielsweise in den Niederlanden im National En- 
vironmental Policy Plan von 1989 festgelegt worden sind. Sie folgt 
damit der Auffassung des Rates von Sachverständigen für Um- 
weltfragen, der in seinem Gutachten 1994 die Bestimmung um- 
weltpolitischer Ziele im Sinne von handlungsorientierten Be- 
schreibungen der angestrebten Umweltqualität und damit auch 
die Bestimmung der maximal zulässigen Nutzung der Umwelt als 
grundlegende Voraussetzung der Umweltpolitik ansieht. 

Im Auftrag der Enquete-Kommission des 13. Deutschen Bundes- 
tages wurde eine „ Studie über die Erstellung eines nationalen Um- 
weltplans" (Jänicke et. al. 1996) erstellt. Die Ergebnisse über mög- 
liche Strategien und Handlungsträger für einen nationalen 
Planungs- und Zielbildungsprozeß liegen bereits vor und münden 
in einen Vorschlag für eine geeignete Vorgehensweise. Die Er- 
fahrungen anderer Länder zeigen, daß für den Diskussionsprozeß 
zur Erstellung eines nationalen Umweltplans ein Zeitraum von drei 
bis sechs Jahren veranschlagt werden muß. Da die Umweltpro- 
bleme eine umfassende und stärkere Berücksichtigung in der Po- 
litik erfordern, ist dieser Prozeß der Planerstellung sofort in Gang 
zu setzen und nicht erst das Ende der Arbeit der Enquete-Kom- 
mission 1998 abzuwarten. 


Zu A (Informationskampagne für eine umweltverträgliche, nach- 
haltige Entwicklung) 

Zunächst ist eine breite Aufklärung über das Leitbild der umwelt- 
verträglichen, nachhaltigen Entwicklung notwendig. Denn lt. ei- 
ner Umfrage des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktosicherheit 1996 haben nur 11 % der Befragten in den 
alten und 7 % in den neuen Bundesländern von dem Begriff der 
nachhaltigen Entwicklung schon einmal etwas gehört. Aber auch 
Vorhaben und Ziele eines nationalen Umweltplans müssen erläu- 
tert werden. Mit positiven Visionen, Bildern und Handlungsbei- 
spielen ist eine möglichst breite Akzeptanz zu schaffen. Die Infor- 
mation und Schaffung von Akzeptanz in der breiten Öffentlichkeit 
dient der Förderung der Umsetzung einer umweltverträglichen, 
nachhaltigen Entwicklung allgemein und Förderung einer breiten 
Beteiligung aller gesellschaftlichen Gruppen an der Diskussion 
und Umsetzung des nationalen Umweltplans speziell. 


Zu B (Organisation und Zuständigkeiten) 

1. Der Prozeß der Erstellung eines nationalen Umweltplans muß 
von der Bundesregierung eingeleitet werden. Denn nur der 
Staat kann dem Umweltplan die erforderliche Legitimation ver- 
leihen und die institutioneile Anbindung gewährleisten. 
Schließlich wird mit der Federführung beim Bundeskanzler- 
amt die Wichtigkeit und Ernsthaftigkeit des Vorhabens doku- 
mentiert und der stärkeren Integration des Umweltschutzes in 
alle Politikbereiche eine Chance gegeben. 
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2. Die Beteiligung der verschiedenen Ressorts zu einem frühen 
Zeitpunkt des Prozesses ist außerordentlich wichtig, da hier 
vermutlich die größten Hemmnisse und Abwehrhaltungen ge- 
genüber verbindlichen Zielsetzungen aufgrund von Zielkon- 
flikten liegen dürften. Außerdem sind die Ressorts für die spä- 
tere Umsetzung des nationalen Umweltplans zuständig. 
Schließlich soll die Beteiligung der verschiedenen Ministerien 
gewährleisten, daß die Umweltschutzbelange bereits bei Plan- 
erstellung hinsichtlich der sozialen Verträglichkeit und der 
ökonomischen Machbarkeit überprüft werden. Die Nutzung 
eines formalen Gremiums wie der interministeriellen Arbeits- 
gruppe erleichtert die notwendigen Abstimmungen. 

3 . Die Einbindung der verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen 
und Interessenvertretungen wie Umwelt- und Industriever- 
bände, Entwicklungsgruppen, Gewerkschaften und Kirchen 
sowie Wissenschaft - als zentrale Funktion des nationalen Um- 
weltplans - erfolgt im Plenum, in dem Vorgehensweisen und 
Inhalte des Plans beraten werden. Ebenso werden hier Vertre- 
ter der Bundesländer und Kommunen an der Diskussion be- 
teiligt, um den verschiedenen Planungs- und Vollzugsebenen 
im Umweltschutz gerecht zu werden. 

4. Die Arbeitskreise dienen der Beratung und Konkretisierung 
von Zielen und Lösungsansätzen in den einzelnen Problemfel- 
dern mit den Verursachern. Die Arbeitskreise ermöglichen eine 
effektivere Beratung und erleichtern die Konsensbildung. Be- 
ratung und Konsensbildung mit den wichtigsten Verursacher- 
bereichen sind Voraussetzung für eine tatsächliche und ei- 
genverantwortliche Umsetzung der im Plan festgesetzten Ziele 
und Maßnahmen. 

5. Professionelle interessensneutrale Moderation sowie Kon- 
fliktmanagement sind einzuplanen, um die Konsensbildung zu 
unterstützen. 


Zu C (Schritte zur Erstellung des nationalen Umweltplans) 

1 . Eine umfassende wissenschaftliche Informationsgrundlage 
über Umweltprobleme, Verursacher, wissenschaftlichen Ziel- 
empfehlungen, Handlungserfordernisse und Handlungsre- 
striktionen dokumentieren die bestehenden Umweltprobleme 
und den Handlungsbedarf. Eine Übersicht über regionale, na- 
tionale und internationale Umweltvereinbarungen schafft 
Transparenz hinsichtlich bestehender Ziele, Programme und 
weist auf Planungs- und Umsetzungsdefizite hin. Eine Aus- 
wertung der erreichten und noch offenen Ziele mit ihren Maß- 
nahmen zeigt sinnvolle Handlungsstrategien, aber auch mög- 
liche strukturelle Hemmnisse auf, die bei der Erstellung des 
Plans zu berücksichtigen sind. Strategien sowie Beispiele von 
„best-practice" aus anderen Ländern zeigen weitere Hand- 
lungspotentiale auf. Eine systematische wissenschaftliche 
Grundlage mit den hier angeführten Punkten fördert den öf- 
fentlichen Diskurs. Sie trägt zur Anerkennung der Problemla- 
gen und des Handlungsbedarfs bei und dient der Versachli- 
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chung der Diskussion mit den verschiedenen gesellschaftli- 
chen Gruppen und den Verursachern. 

2. Es besteht Konsens in den anderen Ländern der OECD, daß 
die Zuständigkeit für einen Entwurf für einen nationalen Um- 
weltplan -u. U. als Auftrag an Umweltinstitutionen -beim Staat 
liegt. Ein solcher Entwurf muß bereits konkrete, quantifizierte 
Zielvorgaben mit Prioritäten und Zeithorizonten sowie Vor- 
schläge für Maßnahmen und Instrumente enthalten. Gleich- 
zeitig muß er revidierbar sein, da er einen ersten Vorschlag zur 
Diskussion darstellt. Die Vorlage eines Planentwurfs ist aller- 
dings wichtig für die Strukturierung des Diskussionsprozesses 
und vermeidet ergebnislose Diskussionen. 

3. Die Beteiligung von EU- Vertretern, Landes- und Kommunal- 
vertretern am Diskussionsprozeß ist zur Abstimmung der Zie- 
le, Maßnahmen und Instrumente erforderlich, da die Zustän- 
digkeiten für die verschiedenen Umweltbereiche auf den 
unterschiedlichen Ebenen angesiedelt sind und sich daraus 
Wechselwirkungen ergeben. Außerdem können Umweltpläne 
auch durch Bundesländer erstellt werden; einige diskutieren 
dies bereits. Weiter haben viele Kommunen bereits mit der Er- 
stellung einer kommunalen Agenda begonnen. Die im natio- 
nalen Umweltplan festgelegten Ziele, Maßnahmen und In- 
strumente sollten mit denen auf der Ebene der Bundesländer 
und der Kommunen kompatibel sein. Eine Beteiligung von EU- 
Vertretern ist erforderlich, da die Umweltpolitik eines nationa- 
len Staates nur unter Berücksichtigung der europäischen Um- 
weltpolitik gestaltet werden kann. 

4. Regelmäßige Anhörungen zur Vorstellung der Ergebnisse und 
Zwischenergebnisse des Planerstellungsprozesses sollen In- 
formation der Öffentlichkeit gewährleisten und eine Beteili- 
gung an der Diskussion ermöglichen. 


Zu D (Inhalte eines nationalen Umweltplans) 

Ein nationaler Umweltplan muß konkrete, überprüfbare und - so 
weit möglich - quantifizierte Umweltziele mit Zeithorizonten ent- 
halten. Nur überprüfbare Ziele gewährleisten eine Umsetzung. 
Nichterfüllung kann dann festgestellt und Korrekturmaßnahmen 
können ergriffen werden. 

Die im Umweltplan zu behandelnden Umweltbereiche müssen die 
noch zu lösenden Problemfelder widerspiegeln. Der Umweltplan 
muß vor allem die bisher noch kaum gelösten Bereiche wie 
Flächenverbrauch, Boden- und Grundwasserbelastungen aufgrei- 
fen, denen aufgrund geringer Wahrnehmbarkeit - zum Teil durch 
schleichende Akkumulationen - die öffentliche Betroffenheit als 
Unterstützung fehlt. Aber auch für die globalen Umweltprobleme 
wie Klimaveränderungen, Zerstörung der Ozonschicht in der Stra- 
tosphäre und Zerstörung der Artenvielfalt müssen Ziele und Maß- 
nahmen fortgeschrieben werden. Schließlich sind auch die Um- 
weltbereiche, in denen erste Erfolge zu verzeichnen sind, auf 
weitere Optimierungsmöglichkeiten hin zu überprüfen. 
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Zusätzliche Querschnittsfragen wie Bildung, Konsumverhalten, 
Bürgerbeteiligung etc. sind in den Plan aufzunehmen. Hier sind 
Maßnahmen zu formulieren zur Erreichung einer Politik der um- 
weltverträglichen Entwicklung im Sinne der Agenda 21 und zur 
Erfüllung der im Plan genannten Umweltziele. 


Zu E (Monitoring und Fortschreibung des nationalen Umwelt- 
plans) 

Die Berichtspflicht für die verschiedenen Ressorts und als Ge- 
samtbericht - als formalisiertes Verfahren - ist Voraussetzung für 
die Umsetzungskontrolle. Sie ist Notwendigkeit für die Auswer- 
tung und Revision zur Fortschreibung des nationalen Umweltplans 
im Rahmen eines institutionalisierten Verfahrens. 


Zu F (Parlamentarische Beschlußfassung) 

Eine der wichtigsten Bedingungen für den nationalen Umweltplan 
hinsichtlich der tatsächlichen Umsetzung und als Instrument einer 
langfristigen Strategie über die Dauer einer Legislaturperiode ist 
die Institutionalisierung in Form eines bindenden parlamentari- 
schen Beschlusses. Andernfalls droht die Gefahr, daß in Abhän- 
gigkeit des Wechsels von Regierungen und Ämtern der nationale 
Umweltplan zu einer einmaligen Absichtserklärung verkommt. 


Zu G (Finanzierung) 

Untersuchungen zeigen, daß viele Umweltpläne unzulänglich 
sind, da sie nur eine minimale Infrastruktur zur Verfügung hatten. 
Für den Prozeß einer gesellschaftlichen und politischen Zielbil- 
dung sind erhebliche organisatorische Kapazitäten und professio- 
nelle Unterstützung in Planung, Moderation und Konfliktmana- 
gement erforderlich, die entsprechende Mittel benötigen. Weitere 
Mittel werden für die Gutachten und Anhörungen benötigt. 
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